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Kinder im Fokus

— Kindeswohl und Kinderrechte in der

grenzuberschreitenden sozialen Arbeit

Die neue EU-Verordnung Brussel llb

- Was andert sich fur die Kinder- und Jugendhilfe und
Familiengerichte?
Altes, Neues, Gutes, weniger gutes...

aus Sicht des Bundesamts fuir Justiz

als deutsche Zentrale Behorde
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Kinder im Fokus

— Kindeswohl und Kinderrechte in der

grenzuberschreitenden sozialen Arbeit

- Ubersicht iiber grundlegende Struktur
mit kurzem Aufriss alt — neu
- Zusammenspiel der Regelungen
- wesentliches Neues

- Fallbeispiele
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Worum geht es?

Die Brussel lla/llb - Verordnung regelt die Amts- und Rechtshilfe
und die Zustandigkeit und Anerkennung von MaRnahmen im

Bereich des Kinderschutzes

- MaRgebliche Begriffe fur Anwendungsbereich (Artikel 1 + 2):

-, Zivilsache“: sehr weit nach EuGH, kann auch offentliches Recht
umfassen (C-435/06)

- ,elterliche Verantwortung“: Sorgerecht, Umgang, Obhut
- ,Gericht” = jede Behorde

- ausgeschlossen: Status-Fragen = Abstammung/Adoption
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Was ist drin?

Kapitel I: Anwendungsbereich

Kapitel Il: Zustandigkeit

Kapitel lll: internationale Kindesentziehung
Kapitel IV: Anerkennung und Vollstreckung

Abschnitt 1: allgemeine Bestimmungen
Abschnitt 2: privilegierte Entscheidungen
Abschnitt 3: Vollstreckung

Abschnitt 4: 6ffentliche Urkunden und Vereinbarungen

Kapitel V: Zusammenarbeit
Kapitel VI-IX: Allgemeines

(direkte gerichtliche Kommunikation, Ubergangsvorschriften, Daten,

Meldungen, Statistik)
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Zustandigkeit

Grundregel:

»gewohnlicher Aufenthalt®, Artikel 7;

- was ist das?

- keine Definition in VO, autonomer Begriff, multiple EuGH-Entscheidungen (z.B.
C-512/17):

»anhand aller tatsachlichen Umstande des Einzelfalls zu ermitteln
,korperliche Anwesenheit“ + ,,andere Faktoren

,»hicht nur voriibergehende oder gelegentliche Anwesenheit*

»Ausdruck einer gewissen Integration in ein soziales und familiares Umfeld*
= ,,0rt des tatsachlichen Lebensmittelpunkts*

= wandelbar

(fur die Zustandigkeit immer maRgeblich Zeitpunkt der Antragstellung; wegen

perpetuatio fori sind nachtrigliche Anderungen unerheblich — anders im KSU(!))
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Zustandigkeit

Ausnahmen:
- Umgang, Artikel 8 (verzogert)
- Kindesentziehung, Artikel 9 (verzogert und abhangig von Bedingungen)
- Vereinbarung, Artikel 10:

- das ist in Brussel lIb-VO zukunftig (fliir eingeleitete Verfahren nach 1.8.) wesentlich

umfangreicher moglich:

- vorher nur moglich vor oder bei Antragstellung, jetzt auch noch wahrend des

laufenden Verfahrens
- Abgabe/Ubertragung, Artikel 12 und 13

- einstweilige MaBnahmen, Artikel 15




]
Zustandigkeit

Zusammenfassung:

- primar zustandig sind immer die national zustandigen Stellen am Ort des gewohnlichen

Aufenthalts des Kindes (nicht der Eltern (!)...)

- Staatsangehorigkeit ist unerheblich (!)

- der gewohnliche Aufenthalt ist der Lebensmittelpunkt

Schwierigkeiten: Sauglinge, ,,Pendler”, Wechselmodell, temporarer Aufenthalt

Prinzipien:
es gibt eine vorrangige Zustandigkeit;

perpetuatio fori:

bei laufendem Verfahren fallt Zustandigkeit nicht nachtraglich weg!
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Anerkennung

Grundregel:

MaRBnahmen (=,Entscheidungen) sind kraft Gesetzes automatisch anzuerkennen;

d.h. etwa bei einem Umzug o.A. (Verlassen der Rechtsordnung) bleibt die MaRnahme

bestehen; MaBRnahmen enden erst, wenn sie durch neue ersetzt werden;

Voraussetzung:

Entscheidung + Bescheinigung

Ausnahmen von Anerkennung/Anerkennungsversagungsgriinde:

neue MaRnahme (,,spatere Entscheidung)

rechtliches Gehor

Kindesanhorung

fehlende Konsultation
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Kindesanhorung:

insgesamt NEU geregelt in Brissel 11b-VO:

in Brussel lla-VO noch keine eigene Regelung dazu sondern lediglich ein

Anerkennungsversagungsgrund (Artikel 23 b)) mit Verweis auf nationales Recht:
bei Anerkennung in DEU gelten demnach die MaRstabe deutschen Rechts

(EU-weit hochster Standard, entsprechend hohe Hiirde)

In Brussel lIb-VO eigenstandige verfahrensrechtliche Regelung in Artikel 21;

d.h. zwar weiter ,,Einklang mit nationalem Recht“ aber im Grunde Harmonisierung der

Kindesanhorung; EuGH-Rechtsprechung moglich;

als Anerkennungsversagungsgrund nach Artikel 39 nicht mehr rein nationaler MaRstab,
sondern harmonisierter MaRstab

(vgl. § 159 FamFG mit Erwagungsgrund 39)
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Anerkennung

Lprivilegierte Entscheidungen‘‘:

- Was ist das?

- gilt fur Umgangsregelungen und bestimmte Herausgabe-Beschliusse

(,,Ruckklapp“/“overruling®)

ALT:

- Privilegierung besteht nach alter Briissel lla-Verordnung vor allem in ,,technischer*

Hinsicht:
- keine Vollstreckbarkeitserklarung (Exequatur) notwendig (siehe unten)
NEU:
- nach neuer Brissel lib-Verordnung vor allem ,inhaltliche* Privilegierung:

- eingeschrankte Anerkennungsversagungsgriinde

(da unmittelbarer Bezug zu HKU siehe hierzu naher unten...)
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Anerkennung

Offentliche Urkunden und Vereinbarungen:

bisher bereits geregelt in Artikel 46 Briissel lla-VO;
allerdings Aussage und Wirkung von Artikel 46 bislang eher unklar und zudem wenig
praktische Relevanz;

einige EU-Staaten haben aber Moglichkeiten fiir Vereinbarungen, insb. im Bereich

Scheidung/Trennung, zuletzt erheblich erweitert (z.B. ITA und FRA);
NEU:

Offentliche Urkunden und Vereinbarungen sind, auch im Bereich Kindschaftsrecht/elterliche
Verantwortung, den Entscheidungen gleichgestellt (Artikel 65 Abs. 2) und damit anerkannt
und auch vollstreckbar kraft Gesetzes;

dies gilt daher insbesondere fur notarielle Vereinbarungen oder registrierte Vereinbarungen;
derzeit Vorlage vor dem EuGH aus DEU (BGH) ob und welche rechtliche Kontrolle notwendig

ist; dies betrifft aber Artikel 46 und damit altes Recht
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Ausnahme von regelmafiger Anerkennung ohne besondere Voraussetzung:

notwendige ,,Konsultation* nach Artikel 56 bzw. Artikel 82

Grunduberlegung:

aktive und intendierte Veranderung des Aufenthalts durch behordliche/gerichtliche

MaRnahme - Platzierung;
grenziuberschreitende Durchfuhrung hoheitlicher MaBnahme;

aufgrund ,,Verzogerung“ bei Begriindung ,,gewodhnlichen* Aufenthalts Regelung des

Ubergangsstadiums (Vermeidung rechtlicher Liicken)

(historisch:

insb. Vermeidung Rechtsliicken im Verhaltnis zur Adoption bei Dauerpflege (Kafala))
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Vergleich alt - neu

Artikel 56

Artikel 82

offene Definition

offene Definition

Ausnahmen nicht normiert

Ausnahmen ausdriicklich zu benennen nach
nationalem Recht

Zustimmung nicht zwingend,
Benachrichtigung systemisch hinreichend,
praktisch aber nicht

vorherige Zustimmung zwingend

Verfahren = nationales Recht

Verfahren = nationales Recht

Keine Verfahrensvorgaben

wenige Mindestvorgaben

Keine Fristen

3-Monats-Frist

Vollstreckbarkeit/Vollstreckung nicht
speziell geregelt, allgemeine Regeln

Vollstreckbarkeit/Vollstreckung nicht
speziell geregelt, allgemeine Regeln

Information iiber Unterbringungsoption




		Artikel 56

		Artikel 82



		offene Definition

		offene Definition



		Ausnahmen nicht normiert

		Ausnahmen ausdrücklich zu benennen nach nationalem Recht



		Zustimmung nicht zwingend, Benachrichtigung systemisch hinreichend, praktisch aber nicht

		vorherige Zustimmung zwingend



		Verfahren = nationales Recht

		Verfahren = nationales Recht



		Keine Verfahrensvorgaben

		wenige Mindestvorgaben



		Keine Fristen

		3-Monats-Frist



		Vollstreckbarkeit/Vollstreckung nicht speziell geregelt, allgemeine Regeln

		Vollstreckbarkeit/Vollstreckung nicht speziell geregelt, allgemeine Regeln



		

		Information über Unterbringungsoption
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»Dreiklang“ Anerkennung — Vollstreckbarkeit — Vollstreckung
Vollstreckbarkeit und Vollstreckung sind staatliche Hoheitsrechte und Gewaltmonopol;

daher international und innerhalb der EU einige Anerkennungsregeln, d.h. fortdauernde

Geltung von MaRnahmen,

aber zumeist keine Harmonisierung der Durchsetzung, dies ist liberwiegend nationales Recht

ALT:
in Brussel lla-VO nur Harmonisierung der Anerkennung (einheitliche Versagungsgriinde);

fur Durchsetzung muss auslandische MaRnahme noch in inlandische Rechtsordnung

eingefiihrt werden;
dort im Wege der Vollstreckbarkeitserklarung/Exequatur; Artikel 28 f.
es gab einen Anspruch auf ein Verfahren und wenige Verfahrensvorgaben;

uberwiegend aber nationales Recht
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NEU:
wesentliche Anderung und rechtspolitische Besonderheit:

Exequatur wurde abgeschafft in neuer Briissel llb-Verordnung;

im ,,Dreiklang” also Harmonisierung auch auf Stufe 2;

samtliche Entscheidungen sind damit unmittelbar vollstreckbar in der EU;

allerdings:
die eigentliche Vollstreckung unterliegt weiterhin nationalem Recht;

zudem muss Vollstreckung beantragt werden und ggfs. etwa VollstreckungsmaBnahmen

(nach nationalem Recht) angeordnet werden;
Artikel 56 Abs. 1: in der Vollstreckung ist zwingend die Vollstreckbarkeit zu tiberprufen;
harmonisierte Vollstreckungseinwande (Aussetzung/Versagung — Artikel 56 f.);

z.B. fehlende Rechtskraft, schwerwiegende Gefahr fiir Kind aufgrund geanderter Umstande
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Kindesentziehung

Grundziige HKU:

das HKU gilt fiir ca. 100 Vertragsstaaten (u.a. ganze EU);
es ist rein zivilrechtlich, d.h. weder offentl.-rechtl. Kinderschutz noch Strafrecht;
ermoglicht subjektive Rechtsdurchsetzung (mit Unterstlitzung durch Zentrale Behorden);

keine Amts-/Rechtshilfe im klassischen Sinne;

Widerrechtlichkeit = Bruch Sorgerecht; d.h. ,,Wiederherstellung“ des Sorgerechts:
HKU verschafft zivilrechtlichen Riickfithrungsanspruch;

Sinn und Zweck ist moglichst zugige Ruckfiihrung zum vorherigen gewohnlichen Aufenthalt;

zudem Wahrung der originaren Zustandigkeit, Vermeidung forum shopping:

Artikel 10 Briissel lla-VO, Artikel 9 Briissel lIb-VO, Artikel 7 KSU verhindern bei

,widerrechtlicher” Entziehung die Begriindung neuer Zustandigkeit;
HKU ist vorrangiges, eiliges + summarisches Zwischenverfahren vor Zustindigkeitswechsel;

in Brussel lla-/llb-VO sogar noch verscharft durch sog. Riuckklappmechanismus/overruling
mechanism nach Artikel 11/27 f.;

Grundsatz: Kind zum Verfahren!
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Kindesentziehung

Riickklappmechanismus/overruling mechanism:

Staat A Staat B
Gewohnlicher Aufenthalt
Kindesentziehung Kindesentziehung
HKU-Verfahren/Ablehnung
Ruckklapp

Sorgerechtsverfahren/
Herausgabe

Privilegierung

Volistreckung
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Kindesentziehung

ALT:
nur geringfiigige Modifizierung HKU in Briissel lla-VO: Artikel 10 und insb. 11;

insbesondere Artikel 11 Abs. 4 (angemessene Vorkehrungen) und Ruckklapp

NEU:
eigenes Kapitel lll;
Beschleunigung: Fristen fur ZBen und insb. Vollstreckung;
einstweilige Sicherungsanordnungen nach Artikel 27 Abs. 5;
Ruckklapp;
grenziiberschreitende Vollstreckbarkeit;

s.0.: Gerichtsstandvereinbarung + Mediation
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Zusammenarbeit

grundlegend verschiedene Bereiche:

- Durchsetzung subjektiver Rechte

- Amtshilfe
- Rechtshilfe

hier unterstiitzen nach dem System der Verordnung insb. Zentrale Behorden

Person Staat A-ZB in A -— ZB in B - PersoninB

- Durchsetzung subjektiver Rechte i.R.d. elterlichen Verantwortung sind insb. HKU und
Umgang/Informationen sowie Unterstutzung bei Anerkennung/Vollstreckung;

- Amtshilfe insb. bei Kinderschutz;

- Rechtshilfe insb. bei Zustandigkeitsfragen
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Zusammenarbeit

Typische Falle/Ersuchen im Bereich Amtshilfe:

Informationsaustausch jeglicher Art, Artikel 79 und 80:

Einholung von Informationen (Sozialbericht)

Mitteilung von Informationen (Gefahrdungstatbestande)

Koordinierung von MaBnahmen/Zustandigkeiten

Konsultation

wesentliche Aufgabe der Zentralen Behorden: Aufenthaltsermittiung

(Artikel 79 a))
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NEU:
- regelmaRiger Kommunikationsweg uber Zentrale Behorden, Artikel 78

- zwingend erforderliche Zustimmung bei Unterbringung, Artikel 82

,umgekehrte“ Unterbringungsersuchen, Artikel 82 Abs. 3

- 3-Monats-Frist bei Informationsersuchen, Artikel 80 Abs. 4
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Fazit
eingehend ausgehend
Gerichtsstandsvereinbarungen Wegfall Exequatur
Offentliche Urkunden Konsultation
Wegfall Exequatur Wegfall Exequatur
,2umgekehrte” Unterbringungen Sicherungsanordnungen HKU

3-Monats-Frist Sozialberichte

Sicherungsanordnungen HKU
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Fallbeispiele

Familie erhalt Jugendhilfe nach SGB VIl durch ASD;

Hilfe wird nicht angenommen, ASD uberlegt einzuschreiten mittels Unterbringung;
Antrag bei Familiengericht bzgl. Amtsvormundschaft fur Aufenthalt und Hilfeleistung;
Familien zieht ins EU-Ausland vor Beschlussfassung;

FamG erlasst Amtsvormundschaft wie beantragt;

Amtsvormund erfahrt von Umzug und mochte wissen, wie weiter vorzugehen ist:

- HKUO (?)
- Anerkennung/Volistreckung
-  Gefahrdungsmitteilung

- ,,Abgabe“ ,,Zustandigkeit” (Verfahren/Vormundschaft)

Alternative:

Umzug Familie erst nach Beschlussfassung FamG
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Fallbeispiele

Familie erhalt Jugendhilfe nach SGB VIl durch ASD;
Hilfe wird nicht angenommen; JA beantragt Amtsvormundschaft i.H.a. auf Herausnahme;
AntragsgemaR bewilligt, Kind wird aus Familie genommen und kommt in Einrichtung;

es meldet sich Verwandschaft aus dem Ausland und bietet Aufnahme Kind an

- konsularisches Vorgehen

- Anforderung Sozialbericht

- ,umgekehrte” Unterbringung

- Unterbringung und Konsultation

- Abgabe Zustandigkeit
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